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Stillstand bei der Arbeitszeit  
2. Beamtenpolitisches Spitzengespräch 2024 

 
Zum zweiten Mal in diesem Jahr gab es Ende Novem-

ber 2024 den turnusmäßigen Austausch zwischen Ver-

treter*innen der Gewerkschaften und den Spitzen von 

Staats-, Innen- und Finanzministerium. Im Fokus stan-
den wichtige Themen für Beamt*innen und den ge-

samten öffentlichen Dienst, wie Künstliche Intelligenz 
(KI), Arbeitszeit und die Personaloffensive des Landes. 

 

KI in der Verwaltung 
Die KI „F13“, entwickelt vom Land, hat sich vom Pilot- 

zum Vollprodukt entwickelt. Mit ihrem modularen Auf-

bau und der Einbindung verschiedener Sprachmodelle 
wird sie aktuell in den Ministerien eingeführt. Nach und 

nach sollen auch nachgeordnete Bereiche von KI profi-

tieren. Zusätzlich wird an einer Plattform gearbeitet, 
sodass auch Kommunen Zugriff bekommen können. 

Die ersten Erfahrungen mit F13 haben gezeigt: Der Um-

gang mit KI erfordert Training und Schulungen. Denn 
auch das richtig „prompten“ will gelernt sein. Auch aus 

gewerkschaftlicher Sicht kann KI ein sinnvolles Werk-

zeug sein. Klar ist aber, dass der Erfolg von passenden 
Rahmenbedingungen, wie beispielweise ausreichen-

den Schulungsangeboten abhängt. 
 

Wenig Bewegung bei der Arbeitszeit 
Bei der Arbeitszeit hakt es weiterhin. Das Lebensar-

beitszeitkonto bleibt auf der Agenda der Landesregie-

rung, aber Fortschritte seit Juni 2024? Fehlanzeige. Aus 

gewerkschaftlicher Sicht braucht es ein umfassendes 

Konzept zum Thema. Dazu gehört Arbeitszeitsouverä-
nität, mehr Flexibilität, aber vor allem eine Reduzie-

rung der Wochenarbeitszeit. Das Ziel ist weiterhin: „Die 
Vier muss weg!“ 

Um einen Schritt weiterzukommen haben die Gewerk-

schaften im Gespräch vorgeschlagen, dass in ausge-

wählten Bereichen der Landesverwaltung Pilotpro-

jekte durchgeführt werden, um die Auswirkungen ei-
ner Arbeitszeitreduktion zu testen und Erfahrungen für 

eine landesweite Umsetzung zu sammeln. Damit 

könnte ein echter Einstieg in Sachen Arbeitszeit gelin-

gen.  

Zusätzlich wurde über die Arbeitszeiterfassung, insbe-

sondere bei Lehrkräften, gesprochen. Im Sinne des Ar-

beits- und Gesundheitsschutzes gibt es aus gewerk-

schaftlicher Sicht einen dringenden Handlungsbedarf. 
Leider will die Landesregierung auf den Bund warten, 

bevor sie Regelungen dazu entwickelt. 
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Personaloffensive gegen Fachkräftemangel 
Das Land plant diverse Maßnahmen, um mehr Fach-
kräfte für den öffentlichen Dienst zu gewinnen. Eine 

zentrale Idee ist eine gemeinsame „Employer 
Branding“-Strategie, um alle Anstrengungen zu bün-

deln. Die Gewerkschaften begrüßen die Initiative. Ent-

scheidend ist jedoch, dass die tatsächliche Wirksam-

keit der Maßnahmen im Auge behalten wird, um lang-
fristig Personalengpässe wirksam zu vermeiden. 

 

Kostendämpfungspauschale und Gewalt gegen 

Beschäftigte als weitere Themen 
Neben den genannten Themen wurden im Gespräch 

auch die Themen Kostendämpfungspauschale und Ge-

walt gegen Beschäftigte angesprochen. Zu beiden The-
men wurden in früheren Ausgaben „Dienst.Gerecht“ 

bereits ausführlich berichtet. Weitere Neuigkeiten ha-

ben sich hier nicht ergeben. 

 

Der DGB Baden-Württemberg und seine Mitgliedsge-
werkschaften des ÖD werden auch in Zukunft die Inte-

ressen aller Beschäftigten gegenüber dem Land vertre-

ten und daran arbeiten, die Rahmen- und Arbeitsbe-

dingungen zu verbessern. 


